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(3) Das Organ der Jugendhilfe kann auch ohne Auf­
forderung durch das Gericht entsprechende Vorschläge 
machen oder einen Antrag auf Entziehung des Er­
ziehungsrechts gemäß § 26 Abs. 1 stellen.

§ 26

(1) Kann das Gericht keinem der Ehegatten das Er­
ziehungsrecht übertragen, weil durch schwere schuld­
hafte Versäumnisse der Eltern die Entwicklung des 
Kindes gefährdet ist, so hat es im Scheidungsurteil den 
Entzug des Erziehungsrechts auszusprechen (§ 51).

(2) Kann, ohne daß schwere schuldhafte Versäum­
nisse vorliegen, infolge der mit dem Ehestreit zu­
sammenhängenden Umstände aus anderen Gründen 
zunächst keinem Ehegatten das elterliche Erziehungs­
recht übertragen werden, ist im Urteil anzuordnen, daß 
die Ehegatten bis zur Dauer eines Jahres das elterliche 
Erziehungsrecht nicht ausüben dürfen. Für die Kinder 
ist eine Vormundschaft anzuordnen (§88). Nach Ablauf 
der Frist hat das Gericht nach Anhören des Organs 
der Jugendhilfe endgültig eine Entscheidung über das 
Erziehungsrecht zu treffen.

(3) Bei jeder Entscheidung gemäß den Absätzen 1 ' 
und 2 hat das Gericht auch ohne Antrag über den 
Unterhaltsanspruch der Kinder zu entscheiden.

§27

(1) Nach der Scheidung behält der nichterziehungs- 
berechtigte Elternteil die Befugnis zum persönlichen 
Umgang mit dem Kind. Es ist Sache der Eltern, sich 
über die Art und Weise des Umgangs zu einigen und 
ihn so zu regeln, daß die Erziehung und Entwicklung 
des Kindes gefördert wird. Auf diese Einigung soll 
in geeigneten Fällen bereits im Scheidungsverfahren 
hingewirkt werden.

(2) Das Organ der Jugendhilfe hat die Eltern auf An­
trag zu unterstützen, eine Einigung über den Umgang 
herbeizuführen. Es kann die Befugnis zum Umgang 
für bestimmte oder unbestimmte Zeit ausschließen, 
wenn durch die Ausübung der Befugnis die Erziehung 
des Kindes gestört oder seine Entwicklung gefährdet 
wird. Das Kind ist vom Organ der Jugendhilfe zu 
hören, wenn es die erforderliche geistige Reife besitzt 
und die Anhörung für die Herbeiführung der Einigung 
oder die Entscheidung über den Ausschluß der Befug­
nis zum Umgang notwendig ist.

§28

Familienname der geschiedenen Ehegatten

Die Ehegatten behalten ihren bisherigen Familien­
namen. Jeder Ehegatte kann durch Erklärung gegen­
über dem Leiter des Standesamtes einen Familien­
namen wieder annehmen, den er vor der Ehe getragen 
hat.

Unterhalt der geschiedenen Ehegatten

§29

(1) Ist ein geschiedener Ehegatte wegen Krankheit, 
wegen der Erziehung der Kinder oder aus anderen 
Gründen nicht in der Lage, sich durch Arbeit oder aus 
sonstigen Mitteln zu unterhalten, hat das Gericht den

anderen geschiedenen Ehegatten für eine Übergangs­
zeit, jedoch nicht für länger als 2 Jahre nach Rechts­
kraft der Scheidung zur Zahlung eines nach den beider­
seitigen Verhältnissen angemessenen Unterhalts zu 
verpflichten, soweit dies unter Berücksichtigung der 
Lebensverhältnisse, der Entwicklung der Ehe und der 
Umstände, die zur Scheidung geführt haben, gerecht­
fertigt erscheint.

(2) Die Unterhaltsverpflichtung kann auch unbefristet 
ausgesprochen werden, wenn vorauszusehen ist, daß 
sich der Unterhaltsberechtigte keinen eigenen Erwerb 
schaffen kann und wenn unter Berücksichtigung aller 
Umstände die unbefristete Zahlung zumutbar ist.

(3) Der Antrag auf Unterhaltszahlung kann nur im 
Scheidungsverfahren gestellt werden. Auf Unterhalt 
kann ausnahmsweise noch danach, jedoch nicht später 
als 2 Jahre nach Rechtskraft des Scheidungsurteils ge­
klagt werden, wenn die ihn rechtfertigenden Gründe 
in ihrem vollen Ausmaß erst nach Beendigung des 
Scheidungsverfahrens erkennbar wurden. In diesen 
Fällen darf der Unterhalt nur vom Zeitpunkt der 
Klageerhebung an zugesprochen und nicht höher fest­
gelegt werden, als die Lebensverhältnisse des Unter­
haltsverpflichteten im Zeitpunkt der Scheidung es zu­
gelassen hätten.

. §30
(1) Ein Unterhaltsanspruch besteht nur, wenn die 

Eheleute vor der Erhebung der Klage mindestens ein 
Jahr verheiratet waren und zusammengelebt haben 
oder ein Kind geboren wurde oder besondere Umstände 
vorliegen.

(2) Hat der Unterhaltsverpflichtete zum Zeitpunkt der 
Scheidung vorübergehend kein Einkommen, so wird 
die Unterhaltsverpflichtung dem Grunde nach ausge­
sprochen. Tritt die Leistungsfähigkeit in der im Schei­
dungsurteil festgesetzten Zeit ein, so sind Höhe und 
Beginn der Unterhaltszahlung auf Antrag eines der 
geschiedenen Ehegatten durch das Gericht festzusetzen. 
Der Unterhalt ist der Höhe und der Zeit nach schon 
im Scheidungsurteil zu bestimmen, wenn der Zeitpunkt 
des Wiedereintritts der Leistungsfähigkeit und ihr Um­
fang feststeht oder das Verhalten des Unterhaltsver­
pflichteten zeigt, daß er sich der Unterhaltspflicht ent­
ziehen will.

(3) Vereinbarungen über die Zahlung von Unterhalt 
an einen Ehegatten, die im Zusammenhang mit der 
Scheidung stehen, können rechtswirksam nur im 
Scheidungsverfahren getroffen weiden.

§31
(1) Stellt sich heraus, daß die Fortdauer der Unter­

haltszahlung erforderlich ist, weil der Unterhalts­
berechtigte sich keinen eigenen Erwerb schaffen konnte 
und ist dem Unterhaltsverpflichteten eine weitere Un­
terhaltszahlung zuzumuten, hat das Gericht auf Klage 
unter Berücksichtigung aller Umstände die Fortdauer 
der Unterhaltszahlung auszusprechen. Die Klage ist 
spätestens 6 Monate nach Ablauf der Frist, für die der 
Unterhalt zugesprochen war, zu erheben. Auch für diese 
Klage gilt § 30 Abs. 2 entsprechend.

(2) Die Fortdauer der Unterhaltszahlung kann ent­
weder für eine bestimmte Zeit oder zeitlich unbegrenzt 
ausgesprochen werden. Wird die Fortdauer der Unter-


